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PRÜFUNG 

Querschnittsprüfung über die Vergabe des zweiten 
Schweizer Beitrags an EU-Mitgliedstaaten 
Staatssekretariat für Wirtschaft, Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit, Staatssek-
retariat für Migration 

DAS WESENTLICHE IN KÜRZE 
Die Schweiz unterstützt ausgewählte EU-Staaten. Ziel ist, wirtschaftliche und soziale Ungleichheiten in der EU 
zu verringern und die Auswirkungen von Migration besser zu bewältigen. Dafür stellt sie zwischen 2019 und 
2029 insgesamt 1,3 Milliarden Franken zur Verfügung und vereinbart direkt mit den Partnerländern, welche 
Programme und Projekte sie unterstützt. Die Verantwortung für den Rahmenkredit Kohäsion übernehmen das 
Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) und die Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) gemein-
sam. Das Staatssekretariat für Migration (SEM) ist für den Rahmenkredit Migration zuständig, den es im ersten 
Erweiterungsbeitrag (2007 – 2024) noch nicht gab. 

Die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) hat beim SECO und der DEZA eine Nachprüfung der Umsetzung we-
sentlicher Empfehlungen aus der Prüfung des ersten Erweiterungsbeitrag im Jahr 2014 durchgeführt.1 Wesent-
liche Verbesserungen sind gegenüber dem ersten Erweiterungsbeitrag erzielt. Vier von fünf Empfehlungen 
konnte die EFK daher schliessen. Trotz der Verbesserungen formuliert sie für den zweiten Schweizer Beitrag, 
an dem neu auch das SEM beteiligt ist, fünf neue Empfehlungen. Sie zielen auf Aspekte, die für die zukünftige 
Weiterentwicklung wesentlich sind, um die Effizienz, Wirksamkeit und Transparenz weiter zu stärken. 

Ungenügende Fokussierung beeinträchtigt die Effizienz und Effektivität  
Der zweite Schweizer Beitrag fördert Projekte in 16 Themenbereichen – das sind deutlich weniger als beim 
ersten Erweiterungsbeitrag. Das SECO setzt heute auch weniger, dafür umfangreichere Programme um. Im 
Gegensatz dazu bleibt die DEZA in nahezu allen Ländern aktiv und realisiert weiterhin eine Vielzahl von Pro-
grammen. Effizienz und Effektivität wären höher, wenn stärkere Schwerpunkte gesetzt werden und die Pro-
gramme grösser wären. Aus diesem Grund betrachtet die EFK die entsprechende Empfehlung aus dem Jahr 
2014 für die DEZA weiterhin als offen. 

Bewilligung von Programmen kann vereinfacht werden 
Seit dem ersten Erweiterungsbeitrag wurden zentrale Aspekte der Zusammenarbeit verbessert: Die Rollen, 
Aufgaben und Kompetenzen der beteiligten Akteure im In- und Ausland sind heute in den allgemeinen Durch-
führungsbestimmungen klar geregelt. Zudem wurde eine umfassende Aufsichts- und Kontrollstruktur für den 
zweiten Schweizer Beitrag aufgebaut. Die entsprechenden Empfehlungen aus dem Jahr 2014 konnten deshalb 
geschlossen werden.  

In der Bewilligungsphase werden die Programmanträge sorgfältig geprüft. Die umfangreiche und anspruchs-
volle Vorlage für die Anträge überfordert jedoch einige Partnerländer, was den zweistufigen Bewilligungspro-
zess für SECO, DEZA und SEM aufwändig macht. Dies gilt, obwohl zum Zeitpunkt der Bewilligung wichtige Eck-
daten noch unklar sind. Der hohe Zeitdruck führt zu Kompromissen bei weniger zentralen Anforderungen. Die 
EFK findet das Verfahren zu komplex und empfiehlt eine vereinfachte, auf zentrale Kriterien fokussierte An-
tragsvorlage. Zudem sollten unter klar definierten Voraussetzungen vereinfachte Programmbewilligungen er-
möglicht werden. 

 

1  Der Schweizer Erweiterungsbeitrag. Erlaubt die Aufgabenteilung mit den EU-Partnerländern eine effiziente Umsetzung? (PA 
14447), abrufbar auf der Website der EFK. 

https://www.efk.admin.ch/wp-content/uploads/publikationen/berichte/sicherheit_und_umwelt/beziehungen_im_ausland/14447/14447be.pdf
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Die Kernprozesse in der Zusammenarbeit mit den Partnerstaaten sind nicht digitalisiert. Daten werden manuell 
erfasst und stehen nicht zeitnah zur Verfügung. Weitere Effizienzgewinne durch digitale Transformation werden 
nicht realisiert. Die EFK empfiehlt, ein digitales Verwaltungssystem auf Nutzen und Machbarkeit zu prüfen. 

Eigenaufwand muss einheitlich und vollständig ausgewiesen werden 
Fünf Prozent des zweiten Schweizer Beitrags sind für den Eigenaufwand der Bundesverwaltung reserviert. Bis 
2025 haben die DEZA, das SECO und das SEM weniger als diesen Anteil beansprucht. Allerdings wird der Ei-
genaufwand unvollständig und in den Hauptsitzen der drei Behörden uneinheitlich rapportiert. Arbeitsplatz-
kosten, Ausgaben für die Entwicklung und den Betrieb von IT-Applikationen sowie weitere Sach- und Betriebs-
kosten werden teilweise nicht berücksichtigt. Die EFK fordert eine einheitliche und vollständige Berechnung 
des Eigenaufwands um sicherzustellen, dass der allgemeine Finanzhaushalt nicht mit Kosten für den Schweizer 
Beitrag belastet wird. 

Öffentliche Vergaben im Ausland systematischer prüfen 
Die Vorgaben der Schweiz für öffentliche Vergaben in den Partnerstaaten sind vollständig. Wegen des hohen 
Korruptionsrisikos prüfen die Schweizer Behörden Beschaffungen im Ausland schon vor Vertragsabschluss. Sie 
prüfen strenger, als dies in anderen Fördermechanismen gemacht wird. Problematisch ist, dass sie die Evalua-
tionsberichte zur Angebotsbewertung nicht systematisch anfordern. Die vorgängige Prüfung der Beschaffun-
gen bleibt dadurch unvollständig und mögliche Risiken werden nicht vollständig abgedeckt. Die EFK empfiehlt, 
die Kontrolle nach Vertragsabschluss zu verbessern und einen Prüfplan für die Kontrolle der Beschaffungen in 
der Partnerstaaten zu erstellen. 

 
  


